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Regierungsvorlage 

" ,. '. Bund~sgeset~ vom XXXXXXXXXX, 
mit dem ,das Bundesge~e~z über, W ohnungs­
J:,eihilfen geändert. :und für das Geschäftsjahr 
1980 eine Sonderregellmggetroffen wird 

", Der National~at hat beschlossen: 

Artikel I 

Das' Bundesgesetz überWohnungsbeihilfen, 
BGBl.Nr. 229/1951, in der ,Fassung der Bundes­
gesetze BGBl. Nr.163/1956, 292/1957, 90/1960, 
4f4/197Q; ,313/1971; '475/1971, 27/1973, 
96/1974; '195/1974, '289/1976;~113/1977, 82/1978 
und 77/1979 wird geändert wie fol~t: 

,~§;12Abs.·3 hat zu lauten:" 

, , ;;(:3) Dieih ein'~m: Finanzjahr abgeführten Bei­
tdgen'ach Abs: f sind auf die Sozialversichec 
iüiigsträgei" und den Bu'nd 'in' dem Verhältnis 
a'ufzuteilen, . das im B~ndesvotarischlag dieses J ah­
res" &m . für:" sie 'veran:~chIagteI:t' Ausgaben an 
:WÖhnuhgsheihilfen entSpricht:',Aus dem Anteil 
der S()zia:lversidierungstr~ger sind die anteilige 
Vergütungai1 die' Krankenversicherungsträger 
tAbS': 2) unclderErsatz des für ein Geschäftsjahr 
erwachsenen Aufwandes an Wohriungsbeihilfen 
gern. § 3 lit. e zu bestreiten. Von dem allenfalls 
verbleibenden Restbetrag sind 43,5 vH der von 
der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft durchgeführten Pensionsversiche-

rung und 56,5 vH der von der Sozialversiche­
rungsanstalt der Bauern, durchgeführten Pen­
sionsversicherung zu überweisen. Diese über­
weisungen gelten als Erträge im Sinne des§ 34 
Abs. 2 des Gewerblichen-Sozialversicherungsge­
setzes, BGBI.Nr. 560/1978, bzw. des § 31 Abs.4 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 559/1978. Auf den Ersatz des Aufwandes an 
Wohnungsbeihilfen und auf die überweisung 
sind monatlich gleich hohe, angemessene Vor­
schüsse zu leisten. Aus dem Anteil des Bundes 
sind die anteilige Vergütung an die Krankenver­
sicherungsträger (Abs. 2) und die in einem Fi~ 
nanzjahr nach dem Arbeitslosenversicherungsge­
setz 1977, BGBI. Nr. 609, geleisteten Wohnungs­
beihilfen zu bestreiten." 

Artikel II 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jän­
ner 1980 in Kraft. 

(2) Die für das Geschäftsjahr 1980 getroffene 
Sonderregelung (Art. I) tritt mit 31. Dezem­
ber 1980 außer Kraft. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der ~undesminister für soziale Verwaltung be­
traut. 
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2 236 der Beilagen 

Erläuterungen 

Mit dem vQrliegenden Gesetzentwurf wird die 
für das Geschäftsjahr 1979 getroffene SQnder­
regelung betreffend den überschuß aus dem.' Bei­
tragsaufkQmmen zur WQhnungsbeihilfe um ein 
weiteres Jahr verlängert. 

Dk zur, De4ungdes Aufwandes gemäß 
§ 12 Abs. l' zu leistenden Beiträge sind - wie 
Abs.2ausdrücklich bestimmt...,.. "an das Bun~ 
desministerium fÜr' sQziale Verwaltung abzufüh­
ren". Die VQm Bundesgesetzgeber in Abs .. 3 VQr­
gerwmmene Aufteilung des Beitragsaufkommens 
bzw .. eines allfälligen überschusses ist daher VQm 
Bundesminister~um für sQziale, Verwaltung unter 
Bedachtnahme auf die HaushaltsvQrschriften des 
B.un'desdurchzuführen. 

Die neue Fassung des § '12 Abs. 3 erster Satz 
im Zusammenhalt mit § 12 Abs. 3 letzter Satz 
SQll für die Zukunft die Auslegung, daß aus der 
in den letzten beiden Novellen zum Wohnungs­
beihilfengesetz verwendeten Bezeichnung "Bund 
als Träger der ArbeitslQsenversicherung" ein An­
teil des überschusses der ArbeitslQsenversicherung 
zufließt, ausschließen. 

Die Neufassung des § 12 Abs. 3 läßt sich VQ~ 
allem durch die Verpflichtungen des Bundes zum 

Leistungs- und Verwaltungs aufwand beizutragen 
(siehe § 60 Abs. 1 ·'lii.d und' Abi; 2. Irt. c und 
lit. e ArbeitslQsenversidierungsgesetz' 1977,BGBL 
Nr:609) und die Ausstattung des Reserv'efdiJ.d~ 
mit Rechtspersänlichkeit (siehe' § 64 Abs':1 
AIVG idF des Bundesgesetzes BGBL Nr. ?46/ 
1978) begründen. 

Diese mit 31. Dezember 1980 befristete Re­
gelung, ist eine weitere übergangslösung bis zur 
endgültigen Bereinigung der mit cle,r Ablösung 
der Wohnungsbeihilfe zusammenhängenden Fra­
gen. Die in denvergangenen Jahren unternQnb 
menen Versuche, die, aufgetretenen PrQblemezu 
bereinigen, hapen. bisher .nQch tu keinem ·ab~ 
schließenden Ergebnis geführt. Es bestehen nach 
wie VQr sehr unterschiedliche Auffassungen:: über 
die anzustrebende LÖslmg. Di.ese SQll im, Sinne 
cl.er En'tschließung d.~s N~rion~ir~,tes VQrn 2~Je~ 
ber 1977 ein Auslauf~n des ,WQhn"ingsbeihilfen~ 
gesetzes bei gleichzeitigem E~satz tür die ,eptfal::­
lenden' WQhnungsb'eihilfenzum Inhalt hab~il. 
Unter diesem Aspekt y...erd.en dieBe111üh{{I).g~~ 
fortgesetzt, der EntschlIeßung entsprechendurid 
unter Berücksichtigu):lg.der AuffassllngenderbeJ 
trQffenen Stellen eine .. einverne,hrriliche 'Lösu~g 
herbeizuführen. ' . 

,'., 

. .! 
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